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Liebe Leser*in!

die institutionelle Gewalt, von der uns Mütter immer wieder berichten, geht 
großteils auf patriarchales Denken zurück, dessen Ursprung schon vor langer 

Zeit entstand und im römischen Reich sogar zur Rechtsnorm wurde. Auch wenn sich die 
Rechtsnormen insbesondere durch die Frauenbewegung in der Zwischenzeit gleichberechtigter zei-
gen, so lebt Herrschaft der Väter in den Köpfen vieler Frauen und Männer bis heute weiter.

Besonders gravierende Auswirkungen hat das, wenn Richter*innen und sogar Höchstrichter*innen 
dieses Denken bewusst oder unbewusst verinnerlicht haben: Ihre Entscheidungen sind dann nicht 
mehr neutral, in der Praxis untergraben sie dadurch den Gewaltschutz. 

In dieser Ausgabe des FEM.Anist setzen wir uns mit einigen traurigen Auswüchsen des Patriarchats 
in Österreich auseinander. Etwa, wie es sein kann, dass trotz Gleichberechtigung und Gewaltschutz 
auf dem Papier die Realität von Müttern und Kindern so anders aussieht: Sexismus von vielen Rich-
ter*innen, institutionelle Gewalt und Unwissenschaftlichkeit in Gerichtssälen und psychologischen 
Gutachten und Diskriminierung durch die ständige Rechtsprechung. Sogar manche*r Journalist*in 
macht vor den Ideologien der Väterrechtler nicht halt.

Wie ein roter Faden spinnt sich das Patriarchat durch das Geflecht unserer Gesellschaft und unseres 
Rechtssystems mit seinen Institutionen. Damals wie heute wird das Recht der Väter über das ihrer 
Kinder gestellt, damals wie heute bestimmen die Väter, ob und wie sehr sie sich nach der Trennung 
um ihr Kind kümmern. Die Wünsche der Mütter haben kaum Bedeutung.



Eines hat sich für uns verdeutlicht: Solange es keine Rechtssicherheit und keinen öffentlichen Diskurs darüber gibt, 
was Gerechtigkeit nach einer Trennung vor dem Hintergrund des Gender Pay Gap und der Gewalt durch viele Kin-
desväter bedeutet, werden Mütter und Kinder weiter diskriminiert. Hinter den verschlossenen Türen der Gerichte 
sind sie dem Patriarchat schutzlos ausgeliefert.

Wir wollen mit dieser Ausgabe den öffentlichen Diskurs ins Rollen bringen, damit der Ausschluss der Öffentlich-
keit bei Pflegschaftsverfahren nicht länger als Freibrief für patriarchale Willkür verwendet werden kann und damit 
in klare Gesetze gegossen wird, was Gleichberechtigung, Opferrechte und Kinderrechte für Trennungskinder und 
-mütter bedeuten muss.

Ich wünsche gute Lektüre!

Andrea Czak 
Obfrau und Gründerin des Vereins Feministische Alleinerzieherinnen – FEM.A
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WIE GEHT ES 
ALLEINERZIEHER*INNEN 
IN ÖSTERREICH?
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Laut der internen Aufzeichnungen von FEM.A haben 98% der Anrufer*innen, die sich hilfesuchend an die 
FEM.A Helpline wenden, Gewalt in ihrer Beziehung erfahren. Viele der Alleinerzieher*innen berichten auch 
von institutioneller Gewalt. Doch wie ist die Situation von Alleinerzieher*innen in Österreich?

Jede 5. Familie mit Kindern  
in Österreich ist 2024 eine  
Ein-Eltern-Familie

Laut der Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung der Sta-
tistik Austria ist der Anteil der Ein-Eltern-Familien 
nach einem Rückgang während der Corona-Pande-
mie wieder auf mehr als ein Fünftel gestiegen: 21,8% 
der Familien mit Kindern sind Ein-Eltern-Familien. 
12 % der Kinder unter 18 Jahren lebten laut Statistik 
Austria im Jahr 2024 in Ein-Eltern-Haushalten. Die 
durchschnittliche Anzahl der Kinder aller Altersstufen 
in Ein-Elternhaushalten liegt bei 1,38, wobei alleiner-
ziehende Väter im Schnitt mit 1,31 weniger Kindern 
im Haushalt lebten. In Paarhaushalten mit Kindern 
lebten 2024 im Schnitt 1,76 Kinder pro Haushalt. Im 
Schnitt sind Kinder in Ein-Eltern-Haushalten über 2 
Jahre älter als Kinder in Paarfamilien, weil die Tren-
nungen oder Scheidungen meist nicht schon vor der 
Geburt erfolgen. 6% der Kinder unter drei Jahren 
leben jedoch bei Alleinerzieher*innen, 96% davon 
leben bei der Mutter. Über alle Altersstufen hinweg 
leben 17% der Kinder in Ein-Eltern-Haushalten. 83% 
der Alleinerzieher*innen von Kindern aller Alters-
stufen sind Frauen. 2023 waren laut Statistik Austria 
12.524 Kinder unter 18 Jahren und insgesamt 17.408 
Kinder aller Altersstufen von der Scheidung ihrer El-
tern betroffen. Hinzu kommen Kinder von unverhei-
rateten Paaren, die sich trennen. Dazu gibt es keine 
genauen Zahlen, nach eigenen Schätzungen müssen 
etwa zwischen 13.000 und 15.000 Kinder unter 18 
Jahren von einer Trennung unverheirateter Eltern be-
troffen sein. Geschätzte 2.000 bis 3.000 Kinder unter 
18 Jahren werden jährlich zu Halbwaisen.

Armut und Ausgrenzung von 
Alleinerzieher*innen und ihren Kindern

Die Armut und Ausgrenzung von Alleinerzieher*in-
nen und ihren Kindern ist über die letzten Jahre fast 
durchgehend gestiegen. Waren 2014 noch 14% der 
Ein-Eltern-Haushalte armutsgefährdet und 7% der 
Mehr-Erwachsenen-Haushalte mit Kindern (EU SILC 
2014), so waren es 2024 bereits 36% der Ein-Eltern-
Haushalte und 13% der Mehr-Erwachsenen-Haus-
halte mit Kindern (EU SILC 2024). Die Armut von 
Alleinerzieher*innen hat sich also fast verdreifacht, 
während die Armutsgefährdung von Mehr-Erwach-
senen-Haushalten mit Kindern unter dem Schnitt der 
österreichischen Bevölkerung (14%) liegt. Außerdem 
waren 2024 43% der Ein-Eltern-Haushalte armuts- 
oder ausgrenzungsgefährdet, während die Quote für 
Mehr-Erwachsenen-Haushalte mit Kindern mit 16% 
leicht unter dem Bevölkerungsschnitt von 17 % lag. 
Auch die erhebliche materielle und soziale Depriva-
tion war laut EU SILC 2024 in Ein-Eltern-Haushalten 
mit 10% fast dreimal so häufig wie in Mehr-Erwach-
senen-Haushalten mit Kindern mit 3% und mehr als 
doppelt so hoch wie in der Gesamtbevölkerung mit 
4%. Die geplanten Sparmaßnahmen der Regierung 
aufgrund der Budgetrestriktionen treffen Alleinerzie-
her*innen und ihre Kinder besonders hart: Im Schnitt 
macht der Anteil an Sozialleistungen an ihrem Ein-
kommen laut EU SILC Befragung 2024 mit 26% mehr 
als ein Viertel aus, das ist mehr als doppelt so viel wie 
in Paarhaushalten mit ein oder zwei Kindern (12%). 
Es ist daher davon auszugehen, dass sich die Armut 
und Ausgrenzung von Alleinerzieher*innen und ih-
ren Kindern in den Jahren 2026 und 2027 verschärft, 
sollten keine ausgleichenden und wirksamen Gegen-
maßnahmen getroffen werden. Hinzu kommt, dass 
nicht alle Bundesländer die Zuschläge für Alleiner-
zieher*innen, die im Sozialhilfegrundsatzgesetz vor-
gesehen sind, umsetzen. Alleinerzieher*innen sind in 
Folge weniger gut abgesichert.
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Ursache der Armut und Ausgrenzung 
von Alleinerzieher*innen und ihren 
Kindern können verschiedene Faktoren 
sein

1. Fehlender oder zu geringer Kindesunterhalt  
und fehlende bzw. zu geringe Ersatzleistungen

Nur 51% der Kinder von Alleinerzieher*innen bekom-
men laut Unterhaltsbefragung 2021 Kindesunterhalt 
vom Vater. Der durchschnittliche Kindesunterhalt 
betrug 2021 etwa nur ein Drittel der Kinderkosten, 
nämlich 304 EUR pro Kind und Monat. Nur 10% der 
Kinder bekamen Unterhaltsvorschuss, der im Schnitt 
nur 250 EUR pro Kind und Monat betrug. 36% der 
Kinder bekamen keinen Unterhalt oder Ersatzleistun-
gen.

2. Hohe Kinderkosten

Die Kinderkostenanalyse 2021 hat ergeben, dass die 
Kosten für Kinder in Ein-Eltern-Haushalten mit da-
mals 900 EUR im Schnitt fast doppelt so hoch sind 
wie für Kinder in Mehr-Erwachsenen-Haushalten mit 
494 EUR pro Monat im Mittel. Durch die anhaltend 
hohe Inflationsrate betragen die durchschnittlichen 
Kinderkosten für ein Kind in einem Ein-Eltern-Haus-
halt mittlerweile monatlich etwa 1.115 EUR.

3. Hohe Wohnkosten

Alleinerzieher*innen sind besonders durch die Wohn- 
kosten belastet. Im Mittel gaben Alleinerzieher*innen 
2024 26% ihres Einkommens für Wohnkosten aus, 
Mehr-Erwachsenen-Haushalte mit zwei Kindern mit 
etwa 12% anteilig weniger als halb so viel (EU SILC 
2024). Dabei bezahlen Alleinerzieher*innen pro 
Person im Mittel mit 479 EUR fast die Hälfte mehr 
fürs Wohnen als Mehr-Erwachsenen-Haushalte mit 
zwei Kindern mit 330 EUR. Während Paarhaushal-
te mit Kindern (Mehr-Erwachsenen-Haushalte) zu 
61% in Eigentum wohnen, wohnen 61% der Allein- 
erzieher*innen in Miete (EU-SILC 2024). Hinzu kom-
men schlechte Wohnverhältnisse: Alleinerzieher*in-
nen und ihre Kinder kämpfen überdurchschnittlich 
oft in ihrem Wohnbereich mit Lärm, Schimmel, 
Feuchtigkeit, Luft- und Umweltverschmutzung und 
Überbelag (zu kleinem Wohnraum).

4. Hohe Inflation

Die hohe Inflation in Bereichen, in denen Alleiner-
zieher*innen einen besonders hohen Anteil ihres Ein-
kommens ausgeben müssen, wie etwa Lebensmittel, 
Wohnkosten und Haushaltsenergie hat die Situation 
für Alleinerzieher*innen weiter verschärft. Ein Grund 
ist der hohe Anteil von Alleinerzieher*innen, die in 
Mietwohnungen leben. Die individuelle Inflations-
rate für Alleinerzieher*innen kann bei einem weit 
höheren Wert angenommen werden als in der Durch-
schnittsbevölkerung oder bei anderen Familien mit 
Kindern.

5. Weniger Familienleistungen

Alleinerzieher*innen beziehen laut der Studie „Mo-
netäre Familienleistungen für unterschiedliche Haus-
haltskonstellationen“ (BMSGPK, 2021) nicht nur in 
absoluten Werten weniger Familienleistungen pro 
Kind, sondern auch und insbesondere im Vergleich 
zu den Kinderkosten. Bei Paarfamilien decken die 
staatlichen Familienleistungen nur etwa zwei Drittel 
der Kinderkosten ab, bei Alleinerzieher*innen etwa 
nur ein Drittel. Laut Lohnsteuerstatistik 2023 gingen 
außerdem 83% der Bezüge des Familienbonus und 
Arbeitnehmer*innen an Männer. Bei getrennten El-
tern kann der Familienbonus geteilt werden, wenn 
beide Elternteile genügend Steuern bezahlen. Durch 
das geringe Einkommen von Alleinerzieher*innen 
kann davon ausgegangen werden, dass der Großteil 
des Familienbonus beim Unterhaltspflichtigen ausbe-
zahlt wird. Auch das Kinderbetreuungsgeld kann von 
Ein-Eltern-Familien nicht zur Gänze genutzt werden, 
da der Bezug an die Hauptmeldung der Eltern im 
gleichen Haushalt wie das Kind gebunden ist.

6. Lange und kostspielige Unterhalts- und  
Pflegschaftsverfahren

Laut Evaluierung Familiengerichtshilfe des ÖIF 2024 
auf Basis der Statistik des Bundesrechenzentrums lag 
die Verfahrensdauer von Kontaktrechtsverfahren im 
Jahr 2022 bei 5,4 Monaten (Mittelwert). Der Median 
lag bei 3,1 Monaten, was deutlich auf einen gewissen 
Teil von Verfahren mit sehr langer Verfahrensdauer 
hinweist. Obsorgeverfahren konnten etwas schneller 
abgeschlossen werden: 4,8 Monate dauerten sie im 
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Durchschnitt (Mittelwert), 2,5 Monate im Median. 
Die Autor*innen der Evaluierung der Familienge-
richtshilfe stellen dabei fest: die Verfahrensdauer 
konnte durch den Einsatz der Familiengerichtshilfe 
nicht verkürzt werden. Auf Basis des Berichts „Ver-
fahrensdauer Pflegschaft 2020“ des BMJ zeigt sich, 
dass in den zehn Jahren von 2011 bis 2020 im Schnitt 
29.700 Unterhaltsverfahren pro Jahr geführt werden. 
2020 lag die durchschnittliche Verfahrensdauer von 
Unterhaltsverfahren bei 3,4 Monaten, eine leichte 
Steigerung im Vergleich zu den Vorjahren. Im selben 
Jahrzehnt wurden im Schnitt jährlich 16.100 Obsor-
geverfahren geführt, mit fallender Tendenz. Während 
sich die Anzahl der Verfahren nach der Reform des 
Kindschaftsrechts im Jahr 2013 im Vergleich zu 2011 
mehr als halbiert hat, ist die Verfahrensdauer um 
mehr als das doppelte gestiegen. Gleichzeitig ist die 
Anzahl der Kontaktrechtsverfahren von etwa 6.700 
im Jahr 2011 auf etwa 10.500 im Jahr 2020 gestie-
gen. Auch hier ist die Verfahrensdauer leicht gestie-
gen. Laut Evaluierung der Familiengerichtshilfe (ÖIF, 
2024) gaben mehr als 10 % der Eltern in der Stichpro-
be an, dass ihr Pflegschaftsverfahren zwei Jahre oder 
länger andauerte. Kumuliert dauerte das Verfahren 
bei 36% der Eltern mehr als ein Jahr. Über die Hälf-
te der befragten Richter*innen gaben an, dass hoch-
strittige Fälle mehr als 10% ihrer bearbeiteten Fälle 
ausmachten. Auch die langen Verfahrensdauern und 
der durchwegs geringere Median im Vergleich zum 
arithmetischen Mittel der Verfahrensdauern deuten 
auf einen großen Anteil hochstrittiger Verfahren hin. 
Die Verfahren sind, wenn keine Verfahrenshilfe zu-
gestanden wird, aufgrund der nötigen anwaltlichen 
Vertretung sehr kostspielig, insbesondere, wenn ge-
richtliche Sachverständige von Richter*innen beauf-
tragt werden. Für viele Alleinerzieher*innen bedeutet 
ein langes Verfahren eine existenzielle Dauerbelas-
tung: finanziell, emotional und organisatorisch. Wer 
keine Verfahrenshilfe erhält, da es keinen Rechts-
anspruch darauf gibt, muss die Kosten selbst tragen: 
anwaltliche Vertretung, psychologische Gutachten, 
Stellungnahmen, Fahrtkosten, Verdienstausfälle. Ins-
besondere in Obsorge- und Kontaktrechtskonflikten, 
bei denen Sachverständige beigezogen werden, kön-
nen die Kosten 20.000 bis 30.000 Euro überschreiten. 
Eine Summe, die viele Alleinerzieher*innen in akuter 
Armut oder prekären Arbeitsverhältnissen an den 

Rand der Handlungsunfähigkeit bringt. Dabei wirkt 
die lange Verfahrensdauer oft wie eine Form struktu-
rell ermöglichter finanzieller Gewalt: Männer, die oft 
über höhere Einkommen und juristische Ressourcen 
verfügen, können das Verfahren in die Länge ziehen, 
sei es durch wiederholte Anträge oder gezielte Eska-
lation. Diese strategische Überforderung trifft vor al-
lem Mütter, die ohnehin durch Armut, Erwerbsarbeit, 
Care-Arbeit, psychische Belastung und Existenzsor-
gen überfordert sind. Manche Väter wissen genau, 
welche Wirkung ein jahrelanges Verfahren hat: Die 
Mütter sind erschöpft, entkräftet, oft ohne Geld und 
geben aus Sorge um die Kinder irgendwann nach. 
Dass sich diese Dynamik durch ein strukturell unter-
finanziertes und überlastetes Familiengerichtssystem 
überhaupt entfalten kann, ist selbst Teil einer struktu-
rellen Gewaltsituation.

7. Gender-Pay-Gap

89% der Alleinerzieher*innen mit Kindern bis 14 Jah-
re sind Frauen, über alle Altersgruppen hinweg sind 
83% der Alleinerzieher*innen Frauen (Statistik Aus-
tria, Familienformen 2024). Der Gender Pay Gap in 
Österreich betrug 2023 18,3%, im Vergleich zu 12% 
im Schnitt in der EU. Ein-Eltern-Haushalte müssen 
bei geringen oder fehlendem Kindesunterhalt mit nur 
einem Einkommen leben, das aufgrund des Gender 
Pay Gap im Schnitt auch das geringere Einkommen 
der beiden Elternteile ist.

8. Working Poor

20% der alleinerziehenden Mütter zählen laut EU 
SILC 2024 zu den Working Poor, sie sind trotz Arbeit 
arm, im Vergleich zu 7% der Frauen in der Gesamtbe-
völkerung. Alleinerziehende Männer zählen zu 17% 
zu den Working Poor, im Vergleich zu 8% in der Ge-
samtbevölkerung. Insgesamt sind somit 19% der Ein-
Eltern-Haushalte „Working Poor“. Arbeit schützt sie 
daher nur wenig vor Armut.



10 | NO. 8

Zeitarmut

Alleinerzieher*innen tragen nicht nur den Groß-
teil der finanziellen Belastung, sie leisten auch mehr 
Arbeit: Die Zeitverwendungsstudie der Statistik Aus-
tria von 2021/22 hat gezeigt, dass Alleinerzieher*in-
nen in Summe von Montag bis Freitag 9 Stunden 
und 56 Minuten mit Erwerbsarbeit und Sorgearbeit 
in Haushalt und Familie verbringen. Erwachsene in 
Mehrpersonenhaushalten mit Kindern verbringen 
hingegen nur 8 Stunden und 48 Minuten mit Er-
werbs- oder Sorgearbeit, und damit über eine Stunde 
weniger pro Werktag. Einsparen müssen Alleinerzie-
her*innen diese Zeit hauptsächlich bei der Freizeit 
und den sozialen Kontakten. Sie haben im Schnitt 
gleich 37 Minuten weniger Zeit dafür als Erwachse-
ne in Mehrpersonenhaushalten mit Kind(ern). Auch 
Abzüge an der Schlafdauer und der Zeit für Aus- und 
Weiterbildung müssen Alleinerzieher*innen hinneh-
men. Hinzu kommt der Mental Load: Während 4% 
der Alleinerzieher*innen 2021 in der Unterhaltsbe-
fragung 2021 angeben, dass ihr Kind zur Hälfte vom 
anderen Elternteil betreut wird, bei weiteren 27% das 
Kind ein oder mehrmals die Woche betreut wird, se-
hen 27% der Kinder den anderen Elternteil alle zwei 
Wochen, 6% einmal im Monat und 27% der Kinder 
seltener oder nie. Die meisten Alleinerzieher*innen 
an der FEM.A Helpline berichten darüber hinaus, 
dass der andere Elternteil keinen Mental Load und 
keine Sorgearbeit, die über die reine Beaufsichtigung 
hinausgeht (zum Beispiel Wahrnehmen und Organi-
sieren von Arztterminen, gemeinsames Erledigen von 
Hausaufgaben, Wäsche waschen), leistet. Im Gegen-
teil: Viele Alleinerzieher*innen beklagen, dass ihr 
Arbeitsaufwand steigt, wenn der andere Elternteil 
das Kind an mehr Tagen betreut. Als Grund wird ge-
nannt, dass die gesamte Care-Arbeit, die gemeinsam 
mit dem Kind gemacht werden muss, wie etwa ge-
meinsames Lernen oder Arztbesuche weiterhin von 
der Mutter erledigt werden muss, weil der andere El-
ternteil diese in der Mehrheit nicht macht. Dieser Teil 
der Care-Arbeit muss nun allerdings in einer kürze-
ren Zeit erledigt werden, was sowohl für Mütter und 
Kinder zusätzlichen Stress bedeutet. Hinzu kommt 

der erhöhte Planungs- und Koordinationsaufwand 
für den Alltag des Kindes, zum Beispiel Packen der 
Schulsachen und Freizeitausrüstung für die Zeit beim 
anderen Elternteil.

Gesundheit

Laut EU SILC 2023 geben 8% der Alleinerzieher*in-
nen an, dass ihr Gesundheitszustand schlecht oder 
sehr schlecht ist. Bei Eltern in Mehr-Erwachsenen-
Haushalten geben das nur halb so viele an. 40% der 
Alleinerzieher*innen geben an, chronisch krank zu 
sein, Eltern in Mehr-Erwachsenen-Haushalten sind 
nur zu 25% chronisch krank. Stark beeinträchtigt 
durch eine Behinderung sind 8% der Alleinerzie-
her*innen, während es bei den Eltern in Mehr-Er-
wachsenen-Haushalten nur halb so viele sind.

Gewalterfahrung

Laut Statistik Austria (Gewalt gegen Frauen, 2021 
und 2022) haben 35% der Frauen zwischen 18 und 
74 Jahren in Österreich körperliche oder sexualisier-
te Gewalt ab dem Alter von 15 Jahren. 2024 gab es 
in Österreich 27 Femizide und 39 Fälle schwerer Ge-
walt an Frauen. Zwischen 2014 und 2019 haben sich 
die Femizid-Fallzahlen in Österreich mehr als ver-
doppelt und sind seither konstant hoch. In rund 74% 
der Fälle handelt es sich um Partnerschaftsmorde, 
vor allem durch aktuelle oder frühere Partner. Auch 
Alleinerzieher*innen sind von der Gewalt durch ihre 
Ex-Partner betroffen. Die Folgekosten durch Gewalt 
gegen Frauen in Österreich betragen jährlich 7,3 Mrd. 
EUR (EIGE, 2021). Laut einer Studie des BMFSF in 
Deutschland aus dem Jahr 2004 wurden 70 % der 
befragten Mütter, die Opfer von häuslicher Gewalt 
waren und deren Kinder Kontakt zum Vater hatten, 
während der Besuche oder der Übergabe erneut miss-
handelt. 58 % der Kinder dieser Mütter erlitten Ge-
walt während der Kontaktzeit mit dem nicht obsorge-
berechtigten Elternteil.

Hinzu kommen laut einer Prävalenzstudie in Öster-
reich (Kapella et al. 2011) etwa 27,7% der Frauen 
und 12% der Männer, die angeben, in ihrer Kindheit 
sexuell missbraucht worden zu sein. Laut der Unab-
hängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen 
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Missbrauchs (Deutschland) sind in 80% bis 90 % die 
Täter von sexuellem Kindesmissbrauch Männer. Je 
nach Quelle wird etwa von 70% der Fälle von sexuel-
lem Missbrauch ausgegangen, die im Familienkontext 
geschehen. Die häufigste einzelne Tätergruppe, die 
der Kommission von Betroffenen sexualisierter Ge-
walt im Familienkontext genannt wurde, waren Väter 
mit 36%. 9 % der Betroffenen nannten die Mutter als 
Täterin.

Das BMJ publizierte 2024 die „Handreiche zum Um-
gang mit Gewalt im Zusammenhang mit Obsorge und 
Kontaktrecht“. Auch wenn die Inhalte teils nur Emp-
fehlungen sind, setzt sie einen vorbildlichen Standard 
für den Kinderschutz für Pflegschaftsverfahren. Der 
Schutz von Müttern, die Opfer von Gewalt durch 
den Kindesvater wurden, war nicht das Thema der 
„Handreiche“. Die „Handreiche“ ist außerdem nur 
eine Empfehlung. Richter*innen sind nicht verpflich-
tet, sich in Gewaltprävention schulen zu lassen oder 
die „Handreiche“ verpflichtend anzuwenden.

Viele Mütter berichten an der FEM.A Helpline, dass 
der Opferschutz von gewaltbetroffenen Müttern und 
Kindern jedoch nicht umgesetzt wird. Die Studie 
„Nachtrennungsgewalt und institutionelle Gewalt 
bei Gewaltbetroffenheit in Umgangs- und Sorge-
rechtsangelegenheiten“ von Terre des Femmes 2024 
in Deutschland hat gezeigt, dass 89% der gewaltbe-
troffenen, alleinerziehenden Mütter von Diskriminie-
rungserfahrungen an Institutionen berichten.
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FRAUENHASS DURCH 
FAMILIENRICHTERINNEN: 
SEXISMUS IST KEINE 
MÄNNERSACHE
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Wurdest Du in Deinem Pflegschaftsverfahren von 
einer Frau, die in einer Entscheidungsposition ist, 
diskriminiert? Du hast geglaubt, wenigstens von einer 
Frau in Deiner Mutterrolle verstanden zu werden? 
Von jenen, die in Pflegschaftsverfahren Macht über 
Deine Realität haben: Richterinnen, Gutachterinnen, 
Mitarbeiterinnen der Kinder- und Jugendhilfe und 
der Familiengerichtshilfe, Mediatorinnen, Elternbe-
raterinnen und Rechtspflegerinnen. Doch was Du er-
lebt hast, war keine weibliche Solidarität, es war Dis-
ziplinierung. Du hast patriarchale Macht, ausgeübt 
durch eine Frau, erlebt.

Warum das so weh tut? Weil es sich anfühlt, als würde 
eine Frau, die Deine Lebensrealität nachfühlen könn-
te, Deine Erfahrungen nicht verstehen und sogar ver-
urteilen. Und weil die Botschaft lautet: Wenn Du zu 
laut bist, zu unbequem, zu klar benennst, dass Dein 
Kind eventuell durch den gewalttätigen Kindesvater 
gefährdet ist, dann wird Dir nicht geglaubt und eine 
Täter-Opfer-Umkehr vorgenommen. Dann wirst Du 
zum Problem.

Viele Frauen, die in diesem System arbeiten, wurden 
dafür belohnt, dass sie sich fügen. Die Karriereleiter 
im Patriarchat hilft und unterstützt Frauen, die die 
Spielregeln des Patriarchats mitspielen. Wer schweigt, 
steigt auf. Wer gehorcht, wird gelobt. Wer die Gewalt 
der Männer ignoriert, gilt als „vernünftig“. So ent-
stehen Entscheidungen, die Gewalt verharmlosen 
und Mütter brechen. So werden Täter zu „besorgten 
Vätern“, das Schutzverhalten der Mutter zu „Gatekee-
ping“ und die Angst der Kinder zu „manipulierten 
Kindern“.

In diesem System zählt nicht, wie es Deinem Kind 
geht, sondern wie schnell das Verfahren abgeschlos-
sen werden kann, egal um welchen Preis. Konsens 
wird zur obersten Pflicht. Auch wenn dieser Konsens 
heißt: Kontakt mit einem gewalttätigen Vater zu ak-
zeptieren, selbst wenn das Kind und in Folge die Mut-
ter darunter leiden.

Das ist keine Panne. Das ist ein System, das Täter 
schützt,  Frauen die Gefahr aufzeigen, abwertet und 
gefügig macht und Kinder verrät, weil ihre Angst 
unbequem ist. Wenn Du also gespürt hast, wie sehr 

es schmerzt, von Frauen, die in Entscheidungsposi-
tionen in Pflegschaftsverfahren sind, diskriminiert zu 
werden: Du hast Recht. Was Dir widerfahren ist, ist 
ein Unrecht, das im Dienste des Patriarchats geschah.
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WARUM DAS WECHSEL-
MODELL IN ÖSTERREICH 
PLÖTZLICH STANDARD 
NACH DER TRENNUNG IST
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… selbst für unverheiratete Paare, oder wenn sich der 
Kindesvater nie gekümmert hat! Nicht etwa, weil die 
Regierung oder das Parlament das in einem demo-
kratischen Prozess beschlossen hätten. Vielmehr, weil 
antifeministische Ideologien durch Höchstrichter*in-
nen Eingang in die Rechtsprechung gefunden haben.

Das Wechselmodell, wie es derzeit in der Judikatur 
zur Anwendung kommt, ist antifeministisch, weil es 
einerseits immer nur dann angeordnet wird, wenn 
der Kindesvater das will – nie wird es im Namen des 
Kindeswohls gegen den Willen des Kindesvaters an-
geordnet, hingegen in der Regel gegen den Willen 
der Kindesmutter. Mit Gleichberechtigung hat das 
also nichts zu tun, denn die Rechtsprechung vertritt 
die Meinung, dass der Kontakt zum Vater nur dann 
dem Kindeswohl entspricht, wenn dieser den Kon-
takt möchte. Ob das Kind den Kontakt möchte, ist 
unerheblich, es kann auch gegen seinen Willen zum 
Kontakt gezwungen werden.

Andererseits ist das Wechselmodell antifeministisch, 
weil es in das sogenannte „unterhaltsrechtliche Be-
treuungsmodell“ eingebettet ist: Es wird in der Regel 
kein Kindesunterhalt mehr bezahlt. Der Gender Pay 
Gap und der Karriereknick und die damit einherge-
henden Einkommenseinbußen von Müttern werden 
so strukturell ignoriert. Es wird Tür und Tor zu wei-
terer Machtausübung und Kontrolle durch den Vater 
geöffnet, denn beim Entfall der Unterhaltszahlun-
gen müssen beide Eltern für die Kosten aufkommen. 
Ständige Kommunikation, wer was anschafft oder be-
zahlt, wird also zwangsweise mitangeordnet.

Obwohl keine belastbaren Daten über die Auswir-
kungen des Wechselmodells auf das Kindeswohl in 
den unterschiedlichen Konstellationen (zum Bei-
spiel bei Gewalt, bei Konflikt, etc.) vorhanden sind, 
und auch die Auswirkungen des konstanten Pendelns 
des Kindes zwischen zwei Wohnsitzen nicht erforscht 
ist, wird das Wechselmodell sogar von Richter*innen 
und Gutachter*innen propagiert. Zum Beispiel in 
Fortbildungen für Familienrichter*innen und Gut-
achter*innen. Eine Kontrolle, ob diese Fortbildungen 
auf Wissenschaftlichkeit basieren, gibt es nicht. Sie 
scheinen eher von Ideologien geprägt zu sein.

Wir fordern:
•	 Kein Wechselmodell per Zwang oder bei Gewalt

•	 Keine finanziellen Anreize zur Erhöhung der  
Betreuung

•	 Eine Reform des Kindschaftsrechts, das finanzielle 
Gewalt verhindert und Kinderrechte und Opfer-
rechte festschreibt
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PATRIA POTESTAS – DIE 
VÄTERLICHE GEWALT AUS 
DEM ANTIKEN ROM WIRKT 
BIS HEUTE NACH!
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Patria Potestas bezeichnete in der Rechtsordnung des 
Römischen Reichs die vollkommene Vorherrschaft 
des Vaters über seine Familie. Nicht nur über seine 
Kinder, sondern sogar über seine Frau, seine bereits 
erwachsenen und im Haushalt lebenden (auch ver-
heirateten) Kinder, und auch alle Hausangestellten 
und deren Kinder. Zur Macht des männlichen Fa-
milienoberhaupts gehörte auch, in seinem Haushalt 
neugeborene Kinder anzunehmen, abzulehnen oder 
sogar zu verkaufen (ius vendendi) oder zu töten. Kin-
der des Haushalts, die der Vater nicht aufziehen woll-
te, zum Beispiel weil sie Mädchen waren, oder von 
einer unverheirateten Mutter geboren wurden, oder 
etwa eine Behinderung hatten, wurden getötet oder 
ausgesetzt, um im besten Fall als Sklave einer anderen 
Familie aufgezogen zu werden.

Unser heutiges Recht, insbesondere das Allgemein 
Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB), baut auf dem rö-
mischen Recht auf. Die wichtigsten Rechtsregeln 
und Arbeitsmethoden des römischen Rechts wur-
den übernommen, so auch die „Patria Potestas“, die 
direkt als „Väterliche Gewalt“ übersetzt wurde. Die 
Geschlechtsvormundschaft durch den Vater bzw. bei 
einer Ehe durch den Ehemann sah zum Beispiel vor, 
dass Frauen nicht ohne die Zustimmung arbeiten 
durften, ein Bankkonto eröffnen durften oder wich-
tige Entscheidungen für ihre Kinder treffen durften. 
Ehefrauen mussten mit ihrem Mann wegziehen, 
wenn er es so wollte, und seinen Regeln folgen. Die 
Ehemänner konnten sogar für ihre Gattinnen unter-
schreiben oder Erklärungen abgeben, ohne dass die-
se davon wussten. Die Politikerinnen Adelheid Popp 
und Gabriele Proft wollten das schon 1927 ändern 
und reichten einen Antrag zur Gleichstellung der Ge-
schlechter im Familienrecht ein. Konservative fürch-
teten allerdings, dass durch den Verlust der Autorität 
des Mannes in der Familie die Autorität des Staates 
gefährdet sei.

Erst 1976 wurde die „väterliche Gewalt“ abgeschafft 
und das Kindschaftsrecht reformiert- ein Ergebnis 
jahrzehntelanger Kämpfe der Frauenbewegung. Die 
neu geschaffene Gleichberechtigung war die Ge-
burtsstunde der Väterrechtler, die ihre Macht und 

Kontrolle – insbesondere nach einer Trennung oder 
Scheidung – erhalten wollten. Durch einen Lobbying-
marathon werden seither die Rechte der Mütter Stück 
für Stück zurückgedrängt – durch die perfide Inst-
rumentalisierung des Begriffs „Gleichberechtigung“. 
Insbesondere in der Rechtsprechung kann beobachtet 
werden, wie die väterliche Gewalt, die Patria Potestas, 
über die Trennung hinaus wieder eingeführt werden 
soll.

So wurde nicht nur über die Köpfe der Parlamenta-
rier*innen hinweg das Wechselmodell zum Standard 
erklärt, auch das betreuungsrechtliche Unterhaltssys-
tem wurde eingeführt.

Darüber hinaus wurden vom Staat eine Reihe von 
Instrumenten geschaffen, um die Eltern bei Konflikt 
zum Konsens zu disziplinieren – aufgrund des hohen 
Anteils von häuslicher Gewalt in strittigen Verfahren 
und des Machtungleichgewichts durch die finanzielle 
Schieflage oft eine Disziplinierung der Mutter. Patria 
Potestas wird so nicht nur vom Kindesvater, sondern 
auch vom Vater Staat ausgeübt.

Wir fordern ein endgültiges Aus der 
Patria Potestas:
•	 Die Wahrung des Kindeswohls darf nicht zur Aus-

übung von Macht und Kontrolle durch den Kin-
desvater über die Kindesmutter instrumentalisiert 
werden.

•	 Die Selbstbestimmung von Müttern, insbesondere 
von Gewaltopfern, muss durch Gesetze geschützt 
werden. Opferschutz muss höher als Väterrechte 
gewertet werden!

•	 Ein Ende des Mythos im Familienrecht, dass der 
Kontakt zum Vater für die Entwicklung des Kin-
des in jedem Fall wichtig wäre – nur gesunde Be-
ziehungen sind wertvoll für das Kind!
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Warum das Konzept „Maternal 
Gatekeeping“ in die Tonne gehört

Es klingt harmlos, fast technisch, als hätte man hier 
ein neutrales psychologisches Phänomen entdeckt, 
das es nun zu analysieren gilt: „Maternal Gatekee-
ping“. Dahinter steckt angeblich das Verhalten von 
Müttern, die Väter daran hindern, sich aktiv an der 
Kinderbetreuung zu beteiligen. Doch dieses Konzept 
ist alles andere als harmlos. Es ist ein patriarchales 
Framing, das in Wahrheit nur eine Frage stellen will: 
Wie kann man Müttern die Schuld geben, wenn Väter 
sich nicht kümmern?

„Maternal Gatekeeping“: Ein Konzept 
ohne Maßstab für Qualität

Die erste Studie von Allen und Hawkins (1999), die 
das Konzept in der Welt der Wissenschaft aufbrach-
te, titelte reißerisch „Maternal gatekeeping: Mothers’ 
beliefs and behaviors that inhibit greater father invol-
vement in family work.“ („Gatekeeping von Müttern: 
Überzeugungen und Verhaltensweisen von Müttern, 
die eine stärkere Einbindung von Vätern in die Fami-
lienarbeit verhindern“). Die Autorin und der Autor 
behaupten also, sie hätten gemessen, wie stark Müt-
ter schuld an der fehlenden Väterbeteiligung an der 
Care-Arbeit wären. Tatsächlich wird in der Arbeit al-
lerdings nur eine Korrelation gemessen, keine Kausa-
lität. Der reißerische Titel der Studie ist also schlicht-
weg falsch. Diese falsche und irreführende Aussage 
wurde in späteren Arbeiten und im öffentlichen Dis-
kurs häufig übernommen, als wäre empirisch gezeigt, 
dass mütterliche Einstellungen und Verhaltensweisen 
väterliche Beteiligung verhindern. Tatsächlich stützt 
die Datenlage lediglich Zusammenhänge, keine Ursa-
che-Wirkungs-Behauptung.

Obwohl „Maternal Gatekeeping“ häufig wie ein psy-
chologisches Phänomen präsentiert wird, stammt der 
Begriff ursprünglich aus den Family Studies, nämlich 
dem interdisziplinären Feld „Human Development 

and Family Studies“. Dieses Forschungsbereich ver-
bindet unter anderem Soziologie und Entwicklungs-
forschung, ist aber keine klinische Psychologie. Erst 
später wurde das Thema auch in familien- und ent-
wicklungspsychologischen Fachzeitschriften aufge-
griffen. Bis heute existiert jedoch kein anerkannter, 
validierter psychologischer Messstandard, der Care-
Kompetenz, Bindung, Emotionen und Sicherheits-
aspekte im Zusammenhang mit „Gatekeeping“ zu-
verlässig und kontextsensibel erfasst. Der Begriff ist 
nicht Teil konsistenter psychologischer Theorien mit 
belastbaren Diagnosekriterien, wird in populärwis-
senschaftlichen und medialen Kontexten jedoch oft 
so behandelt, als beschreibe er ein objektives, psycho-
logisch erklärbares Verhalten von Müttern. Es ist also 
nicht Teil der klinischen Psychologie.

In der ursprünglichen Studie wird nicht geprüft, ob 
sich Väter kompetent um das Kind kümmern und 
ebenso wenig, ob die Mutter deshalb korrigierend 
eingreift, um das Kindeswohl zu sichern. Die so-
genannten „Gatekeeper-Mütter“ werden über drei 
Merkmale beschrieben:

1.	 Festhalten an „rigiden Standards“

2.	 Starke Identifikation mit der Mutterrolle

3.	 Traditionelle Rollenvorstellungen

Auffällig bleibt: Care-Kompetenz wird nicht gemes-
sen. Es wird nicht bewertet, ob die Mutter zurecht 
eingreift, ob der Vater mit Aufgaben überfordert 
ist oder ob sein Verhalten kindeswohlorientiert ist. 
Wenn Mütter die Care-Qualität sichern, wird ihnen 
das als Kontrollverhalten ausgelegt. Greifen sie ein, 
um Schaden abzuwenden, gelten sie als perfektionis-
tische Blockiererinnen. Bestehen sie auf Erfahrung 
und Expertise, wird dies pathologisiert. Nicht erfasst 
wird auch, ob Väter Bereitschaft zeigen, dazuzuler-
nen oder ob sie den Rat der Kindesmutter überhaupt 
annehmen. Ein Hinweis, dass das eine der großen 
Schwachstellen der Studie ist, zeigen ihre Ergebnisse 
selbst: Mütter, die den Großteil der Care-Arbeit über-
nommen haben, werden häufiger als „Gate-Keeperin-
nen“ klassifiziert.
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Der Kernfehler liegt aber in der Forschungsfrage 
selbst. Die Hypothese lautet nicht: Warum beteiligen 
sich Väter so selten und kurz an der Care-Arbeit? Son-
dern: Was machen Mütter falsch, dass Väter sich nicht 
beteiligen? Das ist keine neutrale Forschung. Das ist 
Täter-Opfer-Umkehr im methodischen Gewand. Die 
Schuldfrage wird automatisch bei der Mutter verortet, 
noch bevor ein einziges Interview geführt, ein Frage-
bogen erstellt oder ein Ergebnis ausgewertet wurde. 
Noch schlimmer: Nachfolgende Studien übernehmen 
diese kausal klingende Grundannahme und versu-
chen nur, die Skalen zu verbessern oder neue Kate-
gorien zu definieren. Statt die sexistische Wurzel des 
Konzepts zu hinterfragen, wird das Framing weiterge-
tragen, angepasst, ergänzt, aber nie wirklich dekons-
truiert.

Dennoch wird er in populärwissenschaftlichen und 
journalistischen Kontexten oft so verwendet, als 
handle es sich um ein objektives, psychologisch er-
klärbares Verhalten von Müttern, was seine Wir-
kung besonders perfide macht: Der Begriff verleiht 
einer politisch motivierten Schuldzuschreibung einen 
scheinbar neutralen, wissenschaftlichen Anstrich, 
ohne diese Zuschreibung je fundiert zu belegen.

Die Erzählung von der Mutter als 
Gatekeeperin – ein klassisches, 
patriarchales Schuldmuster

Diese Vorstellung, dass Mütter die Macht über den 
Zugang des Vaters zu seinem Kind haben, ist nicht nur 
realitätsfern, sie ist tief sexistisch, denn sie verkehrt 
die tatsächlichen Machtverhältnisse. Die Vorstellung, 
Mütter hätten in diesem Setting eine Art Gatekeeper-
Machtposition, ist ein patriarchales Narrativ, bei dem 
die Care-Kompetenz der Mutter in Machtgier um-
gedeutet und der Vater zu ihrem Opfer wird. Mütter 
werden so zur Projektionsfläche für männliche Ver-
antwortungslosigkeit.

In der Realität sind es in der Regel die Mütter, die al-
leingelassen werden und die unbezahlte Care-Arbeit 
stemmen und beruflich zurückstecken müssen. Sie 
sind es, die ohne gesellschaftliche und finanzielle An-
erkennung rund um die Uhr die Verantwortung tra-
gen müssen. Nicht weil sie das wollen, sondern weil 

Väter nicht bereit sind, ihren Beitrag zu leisten, auf 
Einkommen zu verzichten und sich die Care-Kompe-
tenz für ihr Kind zu erarbeiten.

Wollen Väter nun nach Lust und Laune gelegentlich 
Aufgaben übernehmen, die sie recht oder schlecht 
ausführen, wird die Care-Kompetenz der Mutter 
nicht anerkannt: Wenn sie im Sinne der Qualitätssi-
cherung den Vater bei Tätigkeiten, die er normaler-
weise nicht übernimmt, beobachten, wird die Mutter 
als kontrollierend statt fürsorglich dargestellt. Wenn 
sie Ratschläge gibt, als machtausübend. Wenn sie eine 
Überforderung beobachtet und die Sache zur Wah-
rung des Kindeswohls übernimmt, als ausschließend 
statt fürsorglich.

Warum das Narrativ der „Gatekeeper-
Mutter“ so gut funktioniert

Das Bild der Mutter als Gatekeeperin funktioniert 
deshalb so gut, weil es gleich mehrere patriarchale Er-
zählmuster bedient. Es verschiebt die Verantwortung 
von abwesenden Vätern hin zu überlasteten Müttern 
und macht aus strukturellen Problemen individuelle 
Fehler. Wenn Väter sich nicht kümmern, fragt nie-
mand nach ihren Entscheidungen, ihrer Haltung oder 
ihrem Verhalten. Stattdessen heißt es: Die Mutter lässt 
ihn nicht.

Dieses Narrativ ist für viele bequem: Für Väter und 
Institutionen, die aus der Verantwortung genommen 
werden. Aber auch für unsere Gesellschaft, die Care-
Arbeit abwertet. Außerdem erzeugt das Konzept Em-
pörung, ohne die Ursachen zu hinterfragen und öff-
net die Tür für politische Forderungen: mehr Rechte 
für Väter, härtere Sanktionen gegen Mütter, familien-
gerichtliche Eingriffe ohne die Prüfung, ob es Gewalt 
gab. Denn ob Väter Care-Kompetenz haben, bereit 
sind, sich diese anzueignen und bereit sind, die Care-
Kompetenz von der Mutter zu lernen, wenn sie sich 
diese zuvor nicht angeeignet haben wird weder von 
den Studien noch von Gerichten ermittelt. Stattdes-
sen wird eine subtile Täter-Opfer-Umkehr betrieben: 
Die Abwesenheit des Vaters wird nicht ihm selbst, 
sondern der Haltung und dem Verhalten der Mutter 
zugeschrieben. Nicht seine Entscheidung, sich zu ent-
ziehen, wird thematisiert, sondern ihre Fürsorge und 
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ihre Entscheidung, Verantwortung nicht leichtfer-
tig abzugeben, wird pathologisiert. Das Narrativ der 
machtgierigen, kontrollierenden Hexe wird so perfekt 
bedient. Gleichzeitig  eignet es sich hervorragend, 
um feministische Kritik an Care-Ungleichheit zu ent-
kräften: Die Care-Expertise wird nicht anerkannt, 
sondern zur Verdachtszone erklärt. Wer schützt, wer 
Standards setzt, wer Verantwortung übernimmt, gilt 
schnell als kontrollierend, perfektionistisch, gatekee-
pend. So wird das Gatekeeping-Narrativ zum idealen 
Werkzeug antifeministischer Stimmungsmache und 
Politik: emotional aufladbar und scheinbar objektiv.

Gerade weil das Konzept „Maternal Gatekeeping“ so 
gut funktioniert, eignet es sich hervorragend für jour-
nalistische Polemisierung und politische Instrumen-
talisierung: Das Narrativ des Vaters als Opfer wird 
gestärkt, insbesondere in Debatten rund um fehlende 
Väterbeteiligung nach Trennungen. Damit dient der 
Begriff nicht der Analyse familiärer Dynamiken, son-
dern der Legitimation patriarchaler Rollenzuschrei-
bungen. Der Vater wird entlastet, die Mutter delegi-
timiert, ein eventueller Gewaltkontext systematisch 
ausgeblendet.

Maßnahmen der Regierung zur 
Väterbeteiligung

Dabei hat die österreichische Regierung in den letzten 
Jahrzehnten eine Reihe an Maßnahmen eingeführt, 
um die Väterbeteiligung zu stärken:

•	 den Familienzeitbonus für Väter nach der Geburt

•	 das Kinderbetreuungsgeldkonto, das Eltern flexi-
bel aufteilen können

•	 den Partnerschaftsbonus, wenn sich beide Eltern 
die Betreuung fair teilen

•	 den Rechtsanspruch auf den Papamonat

•	 sowie die Möglichkeit, Karenzzeiten zwischen den 
Eltern zu teilen

Ein Faktencheck zeigt: Die Maßnahmen auf Basis 
von Freiwilligkeit, finanzielle Anreize und Rechtsan-
sprüche wirken kaum, denn Väter übernehmen nur 
in seltenen Ausnahmefällen Care-Arbeit. Das zeigt 
zum Beispiel die Zeitverwendungsstudie, die deutlich 

macht, dass Väter weniger unbezahlte Arbeit leisten 
als kinderlose Männer in Paarbeziehungen. Auch die 
Statistiken zum Kinderbetreuungsgeld zeigen, dass 
nur eine kleine Minderheit von Vätern ihre Karenz 
ernst nimmt: Der überwiegende Großteil der Väter 
(99%) geht maximal zwei Monate in Karenz und bleibt 
selbst während der Karenz erwerbstätig. Außerdem 
gehen die meisten Väter in den Sommermonaten in 
Karenz. Aus unserer Beratung wissen wir außerdem: 
Meistens wird einer der beiden Karenzmonate des 
Vaters „überlappend“, also gleichzeitig mit der Mutter 
genommen, im zweiten Monat nimmt sich die Mutter 
meist den Urlaub, den sie vorher angespart hat. Die-
se wichtigen Daten werden leider nicht erhoben. Der 
Alltag mit Kind bleibt so in überwältigender Mehr-
heit Sache der Mütter.

Die Verwendung des „Maternal 
Gatekeeping“ vor Gericht

Das Ergebnis der medialen Verwendung des Konzepts 
„Maternal Gatekeeping“ ist ein wissenschaftliches 
Zerrbild, das sich hervorragend für familiengericht-
liche Diskurse eignet, in denen Mütter systematisch 
entwertet werden: „Sie lässt mich nicht Vater sein.“, 
„Sie will das Kind für sich allein.“ oder „Sie kont-
rolliert alles.“. Das ist es, was manche Kindesväter in 
Pflegschaftsverfahren angeben, wenn sie das Wech-
selmodell fordern, obwohl sie in der Beziehung nie 
Care-Arbeit übernommen haben.

In familiengerichtlichen Verfahren wirkt das Konzept 
„Maternal Gatekeeping“ wie ein politisches Werkzeug 
mit pseudowissenschaftlicher Tarnung und reiht sich 
damit in eine Serie misogyner Konzepte, die bei Ge-
richt gegen Mütter verwendet werden. Es dient der 
Täter-Opfer-Umkehr, wenn Väter, zuvor keine Care-
Arbeit geleistet haben, das Wechselmodell fordern. 
Mütter, die sich in der aufrechten Beziehung jahre-
lang allein um das Kind gekümmert haben, müssen 
sich nach der Trennung dafür rechtfertigen, dass sie 
nicht „loslassen“. Ihre Fürsorge und  Care-Kompetenz 
wird auch vor Gericht in Kontrollwahn und Macht-
gier umgedeutet und pathologisiert. Kindesväter, die 
sich als ausgegrenzte Opfer darstellen, erhalten zu-
nehmend Rückhalt bei Richter*innen, Gutachter*in-
nen, Mitarbeiter*innen der Kinder- und Jugendhilfe 
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und der Familiengerichtshilfe. Gewaltkontexte, Bin-
dungssicherheit und Kontinuität werden dabei häufig 
ignoriert. Die Verwendung des Gatekeeping-Begriffs 
legitimiert so Obsorge- und Kontaktrechtsentschei-
dungen, die dem Kindeswohl zuwiderlaufen. Die 
strukturelle Benachteiligung der Mutter wird unsicht-
bar gemacht und aktiv gegen sie gewendet.

Dass das Konzept wirkt, wissen wir nicht nur aus 
unserer Beratungstätigkeit, sondern das geht auch aus 
der ständigen Rechtsprechung hervor: Das Kontinui-
tätsprinzip wurde de facto abgeschafft, das Wechsel-
modell als Standard für alle nach der Trennung ein-
geführt.

Die Realität der Trennungsmütter bei 
fehlender Väterbeteiligung

In der Praxis heißt das für viele Mütter: Sie bleiben zu 
Hause in Karenz. Sie stillen. Sie wachen nachts auf. Sie 
übernehmen die Arzttermine, den Alltag, die Einge-
wöhnungsphase im Kindergarten, das Fiebermessen 
und das Trösten. Oft tun sie das jahrelang allein. Ihre 
Kinder sind stark an sie gebunden. Und dann kommen 
Väter, oft aus einer Position des freiwilligen Rückzugs, 
mit dem Vorwurf: „Du lässt mich nicht richtig Vater 
sein.“ Was sie wirklich meinen: „Ich will Vater sein, 
aber bitte nur, wenn ich gerade Zeit und Lust habe.“ 
Bei einer Trennung setzt sich diese Einstellung fort. 
Care-Arbeit ist für viele Väter kein gleichberechtigtes 
Elternsein. Sie behandeln sie wie einen Nebenjob, den 
man auch wieder kündigen kann. Und wenn sie nach 
der Trennung punktuell mitmachen wollen, sei es 
alle zwei Wochen, im Urlaub oder spontan zwischen-
durch, dann erwarten sie nicht nur Dank, sondern 
auch bedingungslose Unterstützung. Die Mutter soll 
dann unsichtbar im Hintergrund sicherstellen, dass 
alles funktioniert. Gewaschene Wäsche mitgeben, 
Sportausrüstung wie Ski kaufen (immerhin bekommt 
sie ja Kindesunterhalt), und überlegen, was das Kind 
beim Kontaktrecht mitbraucht. Medikamente mitge-
ben und dazuschreiben, wie sie eingenommen wer-
den müssen. Aber wehe, sie kritisiert. Wehe, sie weist 
auf Fehler hin. Wehe, sie erfüllt nicht die Rolle der 
stillen Unterstützerin, die dafür sorgt, dass Vatersein 
nicht anstrengend ist.

Manche Väter gehen sogar so weit, das Wechselmo-
dell zu fordern, obwohl sie keine Care-Kompetenz 
aufgebaut haben. Ihre Geringschätzung für die Care-
Arbeit ist so stark, dass sie das auch nicht als not-
wendig erachten. Trotzdem bekommen manche das 
Wechselmodell vom Gericht zugesprochen, selbst bei 
Kleinkindern.

Partnerschaftlichkeit nach der 
Trennung statt frauenfeindlicher 
Narrative

Es braucht dringend eine gesetzliche Regelung, die si-
cherstellt, dass diese sexistischen Konzepte und Vor-
würfe in familiengerichtlichen Verfahren nicht mehr 
geltend gemacht werden können. Stattdessen müssen 
bei Pflegschaftsangelegenheiten das Kontinuitätsprin-
zip, die Bindungsqualität, der Kinderschutz und die 
Care-Kompetenz genau unter die Lupe genommen 
werden. Insbesondere dann, wenn bereits Gewaltvor-
würfe erhoben wurden. Wo heute  Täter-Opfer-Um-
kehr betrieben wird, braucht es einen Gesellschafts-
wandel: Weg von der Beschämung der Mütter hin zu 
echter Väterbeteiligung, und zwar vor und nach einer 
eventuellen Trennung. Bevor das Wechselmodell zum 
Standard erklärt wird, muss die Teilung der Karenz 
und Pflegefreistellung, auch nach der Trennung ver-
pflichtend werden. Außerdem müssen das Pensions-
splitting und der Papamonat automatisch geschehen, 
wenn keine Partnergewalt im Spiel ist. Väter müssen 
sich von Beginn an Care-Kompetenz aneignen und 
bereit sein, echte Verantwortung für ihr Kind zu tra-
gen, statt den „Schönwetter-Papa“ zu spielen. Und 
sie müssen einsehen, dass sie selbst von Beginn an 
für den Aufbau einer guten Bindung zu ihrem Kind 
verantwortlich sind. Sie brauchen dafür weder die 
Erlaubnis noch das Wohlwollen der Mutter. Solan-
ge diese Voraussetzungen nicht gegeben sind, muss 
das Kontinuitätsprinzip weitergelten, vor allem zum 
Schutz des Kindeswohls.
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WIE PATRIARCHALE 
IDEOLOGIEN AM 
OBERSTEN GERICHTSHOF 
DAS UNTERHALTSRECHT 
PRÄGEN
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Dein Kind bekommt keinen oder kaum Unterhalt, 
obwohl der Kindesvater genug verdient oder besitzt? 
Der Staat springt nicht ein, damit Dein Kind eine fi-
nanzielle Lebensgrundlage hat? Damit bist Du nicht 
allein.

Die Hälfte der Kinder von Alleinerzieher*innen in 
Österreich bekommen keinen Kindesunterhalt von 
ihrem Vater. Die andere Hälfte, die Kindesunter-
halt bezieht, bekam 2021 laut Statistik Austria im 
Schnitt nur 304 EUR pro Monat, damals etwa ein 
Drittel der Kinderkosten. Dabei lag das durchschnitt-
liche Einkommen von männlichen Hauptverdienern 
2021 jährlich bei 51.484 EUR. Das bedeutet, dass im 
Schnitt nur 7% des Einkommens an Unterhalt bezahlt 
wurde – das liegt weit unter der Hälfte bzw. bei älteren 
Kindern bei einem Drittel von dem, was Kinder laut 
Rechtsprechung bekommen sollten. Die gesamten 
Kinderkosten könnten also durchaus gedeckt werden. 
Du fragst Dich, wie das geht?

In Österreich gibt es kein eigenes Unterhaltsgesetz. 
Nur § 231 ABGB legt fest, dass überhaupt Geldunter-
halt gezahlt werden muss. Weder die Höhe des regel-
mäßigen Kindesunterhalts noch ein Mindestunter-
halt oder ein Sonderbedarf sind gesetzlich geregelt. 
Diese Gesetzeslücke hat es ermöglicht, dass Fragen 
über die Höhe des Kindesunterhalts ohne einen de-
mokratischen Prozess durch einige wenige Höchst-
richter*innen im Laufe der Jahrzehnte festgelegt wur-
den. Ein Fleckerlteppich an Einzelentscheidungen 
hat zum heutigen Unterhaltsrecht geführt, statt eine 
gesamtgesellschaftliche, demokratische Betrachtung. 
Einzelentscheidungen, die vor allem auf Betreiben 
zahlungsunwilliger Väter gefällt werden mussten, die 
die Mittel hatten, ihre Anliegen bis vor den Obersten 
Gerichtshof zu bringen.

Das Resultat: Fast die Hälfte der Kinder von Allein-
erzieher*innen in Österreich leben in Armut oder 
Ausgrenzung – weil sie zu wenig Kindesunterhalt be-
kommen. Das ist finanzielle Gewalt, gestützt durch 
Institutionen!

Die Macht der Höchstrichter*innen hat sich beson-
ders 2017 durch die Einführung des „unterhalts-
rechtliche Betreuungsmodell“ gezeigt: https://www.
ogh.gv.at/entscheidungen/entscheidungen-ogh/
fuer-das-unterhaltsrechtliche-betreuungsmodell-
muessen-die-betreuungsleistungen-und-die-be-
darfsdeckenden-versorgungsleistungen-gleichwertig-
sein-bei-unterschiedlichem-einkommen-der-eltern-
besteht-ein/ .

Nachdem die Richter*innen des OGH zuvor das 
Wechselmodell auch gegen den Willen der Mutter, 
vorbei an einem demokratischen Prozess, zum Stan-
dard nach der Trennung für alle deklariert haben, ha-
ben sie auch am Kindesunterhalt gesägt.

Auf Betreiben von zahlungsunwilligen Väterrechtlern 
wurde eingeführt, dass der Kindesunterhalt in der 
Regel entfällt, meist schon, wenn der Kindesvater das 
Kind zumindest zu 40 Prozent betreut. Die Kosten 
für das Kind müssen dann allerdings geteilt werden, 
ein Türöffner für die Ausübung von Macht, Kontrolle 
und finanzieller Gewalt. Doch auch wenn der Vater 
das Kind 2 Tage pro Woche im Schnitt betreut, kann 
der Kindesunterhalt herabgesetzt werden – ohne dass 
sich der Vater an Kosten wie Kinderbetreuung, Ski-
kursen oder Winterkleidung beteiligen muss. Ein gro-
ber Widerspruch zum Kindeswohl – denn das haupt-
betreuende Elternteil, in der Regel die Mutter, muss 
weiterhin die gesamten Kosten tragen. Oft geht sich 
nicht einmal mehr ein eigenes Kinderzimmer aus, es 
leidet das Kind.

Obwohl es keinen Mindestunterhalt gibt, haben die 
Höchstrichter*innen eine Obergrenze für den Kin-
desunterhalt festgelegt. Diese Höchstgrenze liegt für 
6-10-jährige Kinder sogar unter den durchschnitt-
lichen Kinderkosten eines Haushalts mit mittlerem 
Einkommen. Auch in den anderen Altersklassen liegt 
die willkürlich festgelegte Höchstgrenze nur leicht 
über den durchschnittlichen Kinderkosten. Kinder 
dürfen also per Rechtsprechung nicht einmal Unter-
halt in einer Höhe erhalten, die ihnen eine Teilhabe 
eines durchschnittlichen Haushalts ermöglicht. Der 
Grund: Offiziell, weil Richter*innen sich als Laien 
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herausgenommen haben, ein pädagogisches Urteil zu 
fällen. Mehr Geld wäre pädagogisch schädlich – eine 
Behauptung ohne jegliche wissenschaftliche Basis. 
Unsere Meinung: Um die Geldbörserl wohlhabender 
Väter sollen zu schonen.

Der Oberste Gerichtshof sieht also kein Problem mit 
Kinderarmut, sehr wohl aber bei der Deckung der 
durchschnittlichen Kinderkosten oder mehr.

Unser Fazit: Das unterhaltsrechtliche Betreuungs-
modell ist finanzielle Gewalt, das Patriarchat in Rein-
form, undemokratisch strukturell verankert durch 
den Staat. Unter dem Deckmantel der Gleichberechti-
gung zwischen Mann und Frau und mit pseudopäda-
gogischen Behauptungen treibt es Kinder und Frauen 
in Armut und Ausgrenzung.

Wir fordern
•	 Ein Unterhaltsgesetz (das fehlt in Österreich 

zur Gänze!), das Kinder und Mütter vor Armut 
schützt

•	 Kein finanzieller Anreiz für eine erhöhte  
Betreuung

•	 Die Abschaffung der „Luxusgrenze“ und ein 
Mindestunterhalt für alle Kinder – Mütter dürfen 
nicht gezwungen werden, die Care Arbeit UND 
die finanzielle Last allein zu tragen!
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Foto (c) Katharina Schiffl
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Mag.a Gudrun Moser-Reisinger – Rechtsanwältin

Mag.a Gudrun Moser-Reisinger ist Rechtsanwältin in Wien und Gründerin der Kanzlei GMR-Recht. Seit mehr 
als 25 Jahren in der Rechtsberatung tätig, vertritt sie ihre Mandant*innen mit Schwerpunkt im Familienrecht – 
insbesondere in Scheidungs-, Obsorge-, Kontakt- und Unterhaltsverfahren. Ein besonderer Fokus liegt auf der 
Begleitung von Verfahren zur Rückführung von Kindern nach einer Abnahme durch das Jugendamt.

Ein weiterer Tätigkeitsschwerpunkt ist das Strafrecht, das in der Praxis oft mit familiären Konflikten und Fällen 
häuslicher Gewalt verknüpft ist. Durch die enge Verbindung von Familien- und Strafrecht gewährleistet sie eine 
ganzheitliche rechtliche Betreuung mit dem Ziel, Schutz, Sicherheit und klare Perspektiven für Betroffene zu 
schaffen.

Mag.a Gudrun Moser-Reisinger

Rudolfsplatz 2/1/19 
1010 Wien

Telefon: +43 1 348 38 28 
E-Mail: office@gmr-recht.at 
Website: www.gmr-recht.at

FEM.A stellt vor...
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LESENSWERTES

Maria Rösslhumer und Eva Surma

Wenn Frauen zu sehr 
schuften

Vom Wunsch, die Welt zu retten

22 € inkl. gesetzl. MwSt.

Erscheinungsdatum: 19. August 2025

Verlag: Edition keiper

Seitenzahl:128

ISBN: 978-3-903575-63-9

Obwohl Frauen ein Drittel ihrer Arbeitszeit unbe-
zahlt in die Gesellschaft investieren, gelingt es unserer 
Demokratie nicht, den Gender Pay Gap zu schließen 
und n achhaltig zu bekämpfen. Was macht Frausein 
aus? Die feministischen Knackpunkte wurden schon 
vor mehr als hundert Jahren von vielen Vorkämpfe-
rinnen diskutiert und definiert, aber Männergewalt 
bedroht uns weiterhin. Wir drehen uns im Kreis, lau-
fen im Hamsterrad zwischen Hausfrauisierung, War-
teschlangen vor den Damenklos und internalisiertem 
Patriarchat.

Wie können wir nachhaltig uns selbst und die Sister-
hood stärken? Das Sachbuch von Maria Rösslhumer 
und Eva Surma ist beispielgebend dafür, was Frauen-
netzwerke bewirken.

Die Buchhandlung Ober St. Veit bestellt gerne die  
Bücher für Dich: https://www.buchhandlung1130.at 
Tel.: (01) 944 01 33 | Mail: office@buchhandlung1130.at
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HILF MIT DEINER SPENDE  
GEWALTBETROFFENEN  
ALLEINERZIEHER*INNEN!
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Viele alleinerziehende Mütter und ihre Kinder erfahren institutionelle Gewalt, gerade dann, wenn sie am verletz-
lichsten sind: Wenn sie zu Opfern von häuslicher Gewalt durch den Ex-Partner oder Kindesvater wurden. Ge-
waltopfer brauchen unsere besondere Hilfe: Viele sind traumatisiert und leiden stark unter den Folgen. Manche 
Alleinerzieher*innen erfahren erst durch die Behörden Gewalt: Sie werden zum Beispiel diskriminiert, weil sie 
Frauen sind, oder ihnen wird nicht geglaubt, dass sie Gewalt erlebt haben. Dann brauchen sie unsere Hilfe. 98% 
der Frauen, die bei FEM.A Hilfe suchen, haben Gewalt erlebt. Durch Deine Spende kannst Du uns helfen, Allein-
erzieher*innen zu unterstützen, wenn sie die Hilfe am dringendsten brauchen!

15 EURO 
FÜR EIN PAKET AN WISSEN.

Gewaltopfer zu sein hat niemand gelernt. Gerade in Pflegschafts-
verfahren benötigen Mütter allerdings viel Wissen. Zum Bei-
spiel: Wie bereite ich mich auf ein gerichtlich angeordnetes Gut-
achten vor? Was muss ich tun, wenn ich von häuslicher Gewalt 

betroffen bin? Betroffene können diese Infos in Form von Foldern 
und Broschüren bei uns beziehen. Mit Deiner Spende kannst Du 

zum Beispiel Wissenspakete finanzieren, die wir Alleinerzieher*in-
nen kostenlos zusenden.

50 EURO
DEIN BEITRAG ZU EINEM BERATUNGSGESPRÄCH

Wenn Alleinerzieher*innen bei der FEM.A Helpline anrufen, dann 
sind sie meist in einer Situation, die für sie ausweglos erscheint. Sie 
sind schwer belastet, in den meisten Fällen auf vielen Ebenen: Der 
Partnergewalt folgte die Traumatisierung und Trennung, der Tren-
nung folgte ein Pflegschaftsverfahren, danach kommt die Armut. An 
der Helpline hilft unsere Beraterin den Müttern, die vielschichtigen 
Probleme zu ordnen und gemeinsam Lösungswege zu erarbeiten. Mit 
Deiner Spende hilfst Du, unsere Helpline am Laufen zu halten und einer 
gewaltbetroffenen Alleinerzieherin Hoffnung zu schenken!

UNTERSTÜTZE DIE ARBEIT VON FEM.A MIT EINER SPENDE.
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150 EURO 
FÜR FACHKOMPETENTE RECHTLICHE HILFE.

Viele Alleinerzieher*innen kennen ihre Rechte nicht und die ge-
walttätigen Ex-Partner nützen es oftmals aus, wenn sich die Mutter 
keine rechtliche Vertretung leisten kann. Mit Deiner Spende kannst 

Du eine Erstberatung bei einer spezialisierten Anwält*in finanzieren, 
damit die gewaltbetroffene Mutter ihre Rechte kennt.

REGELMÄSSIGE SPENDE – FÜR EINEN SCHUTZENGEL 
FÜR EINE ALLEINERZIEHENDE MUTTER UND IHR 
KIND.

Mit einer monatlichen Spende kann FEM.A sein Angebot an psycho-
sozialer und rechtlicher Unterstützung weiter in hoher Qualität ge-
währleisten oder sogar ausbauen. Denn der Bedarf ist riesig – FEM.A 
hat einen hohen Zuwachs an Mitgliedern, täglich wenden sich hilfe-
suchende Mütter aus ganz Österreich an die FEM.A Helpline.

Deine Spende hilft!
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Werde Mitglied bei unserem Verein und nutze die Vorteile der Community:

•	 In der Wissensplattform kannst Du alle Webinare und die Vorträge der Fachtagung  – 
auch aus den vergangenen Jahren – jederzeit nachsehen

•	 Die Unterlagen der Expert*innen können jederzeit downgeloadet werden

•	 Im Infobereich der Wissensplattform erhältst du exklusiven Zugang  
zu wertvollen Tipps und Checklisten

•	 Du bekommst monatlich die exklusive Einladung zu unserem Online-Mitgliedertreffen 
“Alleinerzieher*innen united”

•	 Mehr Infos unter community.verein-fema.at

FEM.A MITGLIED WERDEN!
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